
Anlage zum Musterprozess:

Fälle des § 5 Abs. 1 SächsTranspG

Ausnahmen von der Transparenzpflicht
(1) Keine Transparenzpflicht besteht,

1. soweit der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung entgegensteht, wobei der Schutz
des Willensbildungsprozesses auch hinsichtlich abgeschlossener Vorgänge gewährleistet
ist,

Erläuterung:

Der Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung schlie ßt einen nicht ausforschbaren Initiativ-,
Abstimmungs- und Handlungsbereich der Staatsregierung ein.

Zum Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung gehören sämtliche internen Abstimmungs- und
Willensbildungsprozesse sowie Planungen innerhalb der Staatsregierung, die der Vorbereitung von
Regierungsentscheidungen dienen (SächsVerfGH, Urteil vom 23. April 2008, Vf. 87-1-06).

2. soweit die schutzwürdige Vertraulichkeit von Beratungen innerhalb von und zwischen
transparenzpflichtigen Stellen oder mit anderen Stellen entgegensteht,

3. für Arbeiten zur unmittelbaren Vorbereitung von Entscheidungen und Maßnahmen, soweit
durch das vorzeitige Bekanntwerden der Informationen der Erfolg der Entscheidungen
oder bevorstehender Maßnahmen vereitelt würde; dazu zählen auch Ort und Zeit
präventiver Kontrollen,

4. für nicht anonymisierte, vertraulich übermittelte Informationen, soweit das Interesse der
oder des Dritten an der Wahrung der Vertraulichkeit besteht,

z.B. Schreiben von Privatpersonen zu persönlichen Lebensumständen

5. für Vorgänge in Abgabeverfahren, in denen sich das Verfahren nach der Abgabenordnung
richtet, und der damit verbundenen Kontroll- und Aufsichtsmaßnahmen,

- im SMWA nicht relevant; betrifft Steuerrecht

6. für Vorgänge der Innenrevision und der Ansprechpartnerin oder des Ansprechpartners für
Anti-Korruption,

7. für Personalaktendaten nach § 50 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008
(BGBl. l S. 1010), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. Juni 2021 (BGBl. I S.
2250) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und entsprechende für
Beschäftigte einschließlich der zu ihrer Berufsbildung beschäftigten Personen
vorgehaltene Informationen sowie für Informationen aus Stellenbesetzungsvorgängen,

8. für Informationen im Zusammenhang mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen
Geltendmachung oder Abwehr von Ansprüchen,

Erläuterung:

schützt die Vorbereitung einer gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung oder Abwehr von
Ansprüchen. Von der Ausnahme sind insbesondere Informationen umfasst, die die gegnerische oder eine
potentiell gegnerische Partei zur Geltendmachung eines Anspruchs benötigen kann
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9. für Grundlagenforschung und anwendungsbezogene Forschung,

10. soweit der Schutz geistigen Eigentums entgegensteht,

Hierunter fallen insbesondere: Patente, Gebrauchsmuster, Markenrechte, Urheberrechte.

Geistiges Eigentum Dritter kann insbesondere bestehen an: Broschüren, Büchern, Texten,
Faltblättern. Auf die Art der Speicherung kommt es dabei nicht an

Weitere wichtige Anwendungsfälle können sein: Grafische Darstellungen, Fotos, Bilder,
Software, Werbeartikel, Konzepte für Ausstellungen.

Im Zweifelsfall steht Referat 13 zur Klärung zur Verfügung.

11. soweit Unterlagen von Beratungen durch spezialgesetzliche Vertraulichkeitsvorschriften
geschützt sind,

12. soweit Unterlagen nach § 4 Absatz 1 Satz 2 des Sächsischen
Sicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 19. Februar 2004 (SächsGVBI. S. 44), das zuletzt
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SächsGVBI. S. 130) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, als Verschlusssache eingestuft sind,

13. soweit das Bekanntwerden der Information die Landesverteidigung, die innere Sicherheit
oder die öffentliche Sicherheit nicht unerheblich gefährden würde,

14. soweit das Bekanntwerden der Information die internationalen Beziehungen, die
Beziehungen zum Bund oder zu einem anderen Land gefährden würde,

15. soweit dem Bekanntwerden der Information Aufgaben oder Tätigkeiten des Landesamts
für Verfassungsschutz entgegenstehen,

16. soweit das Bekanntwerden der Information ein Gerichtsverfahren, ein
Ermittlungsverfahren, ein Ordnungswidrigkeitenverfahren oder ein Disziplinarverfahren
beeinträchtigen würde,

17. soweit das Bekanntwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf die Tätigkeit der
Vergabekammern und Regulierungsbehörden sowie auf die Kontroll- und
Aufsichtsaufgaben der Finanz-, Wettbewerbs- und Sparkassenaufsichtsbehörden haben
könnte,

18. soweit das Bekanntwerden der Information die IT-Sicherheit oder die IT-Infrastruktur des
Freistaates Sachsen oder der seiner Aufsicht unterstehenden juristischen Personen des
öffentlichen Rechts gefährden könnte,

19. für Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, soweit nicht der rechtmäßige Inhaber des
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisses in das Bekanntwerden eingewilligt hat oder das
Transparenzinteresse überwiegt,

Erläuterung:

Der Begriff orientiert sich an der Rechtsprechung zu § 30 des Verwaltungsverfahrensgesetzes.
Als Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse werden alle auf ein Unternehmen bezogene Tatsachen,
Umstände und Vorgänge verstanden, die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten
Personenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger ein berechtigtes
Interesse hat. Betriebsgeheimnisse umfassen im Wesentlichen technisches Wissen im weitesten
Sinne; Geschäftsgeheimnisse betreffen vornehmlich kaufmännisches Wissen. Zu derartigen
Geheimnissen werden etwa Umsätze, Ertragslagen, Geschäftsbücher, Kundenlisten,
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Bezugsquellen, Konditionen, Marktstrateqien, Unterlagen zur Kreditwürdigkeit,
Kalkulationsunterlagen, Patentanmeldungen und sonstige Entwicklunqs- und
Forschunqsproiekte gezählt, durch welche die wirtschaftlichen Verhältnisse eines Betriebs
ma13geb11ch bestimmt werden können.

20. für Informationen aus Tarifverträgen, soweit die Einsichtnahme oder Auskunft nicht
zulässig ist nach dem Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.
August 1969 (BGBl. I S. 1323), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 20. Mai 2020
(BGBL I S. 1055) geändert worden ist, und der Verordnung zur Durchführung des
Tarifvertragsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Januar 1989 (BGBl.
I S. 76), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2146)
geändert worden ist, in den jeweils geltenden Fassungen,

- bezieht sich der Antrag auf Aufzeichnungen, die sich auf Tarifverträge beziehen bzw. die Informationen
aus Tarifverträgen enthalten, wird um Einbindung von Ref. 21 gebeten

21. für Informationen im Zusammenhang mit medizinischen Behandlungen einzelner
Personen,

22. vorbehaltlich des § 8 Absatz 1 Nummer 16, soweit Angelegenheiten und Belange der
Beteiligungsunternehmen des Freistaates Sachsen betroffen sind.
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